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(Art. 73 UN-Charta zu Art. 149 GA IV)  

Bielfeldtweg 26, [D-21682] STADE 

                                                                                                                                                                        

Verantwortliche Ferdinand KIRCHHOF und Reinhard GAIER  

für die jP. Bundesverfassungsgericht 

Schloßbezirk 3 

[D-76131] Karlsruhe   IZMR , 05.04.2016 nach jesus christus Geburt 

 

 

 

Rechtdurchsetzung für die öffentliche Ordnung in der Notwendigkeit des Recht zu Recht:  

20091122-IZMR-001-1-1 > [D-76131] -BVerfG-Art. 1-4, 7, 18, 19(3) Grundrecht 

 

 

 

Nach reiflicher Überlegung und Rechtwissen, als Botschafter des IZMR für Recht zu Recht, 

 

¶ als Grundrecht berechtigter Mensch mit 34 Jahren Erfahrung in Menschenrecht 

¶ durch Unterwerfung in der Anerkennung ECHR 75529/01 der 47 EU-Mitgliedsstaaten  

¶ nach der Präambel des Grundrecht  

¶ für das Bundesverfassungsgericht und Bundesrepublik Deutschland verpflichtend 

 

stelle Ich als ganz- und allheiliger Botschafter in der Botschaft offenkundig-offensichtlich fest, 

 

Universitäten und Hochschulen für Recht- und Geisteswissenschaften 
 

sind verfassungwidrige Organisationen, da sie nicht das Naturgesetz, sondern das Naturrecht 

"forschen", wozu die Jurisdiktion als künstliches Versuchslabor dient, um das Recht der 

Menschen in einer Leistungs- und Eingreifsverwaltung unter allen Umständen zu biegen und zu 

brechen. Sie sind Ursache und Grund der Menschenrechtverletzungen aus den Versuchslaboren 

der Jurisdiktion. Das unverletzliche und unveräußerliche Recht darf durch die Jurisdiktion nach 

der Genesis nicht behandelt und verändert werden. 

 

Jede Bundesverfassungsbeschwerde ist ein objektiver Beweis einer Menschenrechtverletzung, 

die auch sie beim Bundesverfassungsgericht ignorieren und den vorsätzlichen Völkermord an 

Menschen zulassen, da sie nicht im Transzendenzbezug tätig sind, sondern diesem im 

Positivismus gegen die Präambel und gegen das Grundrecht leugnen. 

 

Naturgesetze können erforscht werden, doch Naturrecht ist eine Sonderlehre, die nach der 

Genesis nicht erforscht werden kann und darf. Nur Aufklärung ist im Recht erlaubt,  keine 

Justiz! Gemäß Art. 18 Grundrecht sind öffentliche und private Universitäten und Hochschulen 

für Recht- und Geisteswissenschaften verbotene Institutionen nach der Verfassungordnung, 

deren Produkt Menschenrechtverletzungen und somit in Folge Grundrecht verboten sind, 

insbesondere ohne Rechtkontrolle von Ethos und Recht. 
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be-Gründung im Bewußtsein: 

 

UN-RES A/66/462/Add.2, UN-RES 43/225, UN-A/RES/66/164, UN-Res A/ 66/462/ Add. 2 

UN-A/RES/53/144, UN-A/RES/53/625/Add. 2, UN-DOC A/C.5/43/18 sowie 

UN-Resolution A/RES/217, UN-Doc. 217/A-(III) 56/83 zu ILC gemäß Art. 73 UN-Charta 

gemäß Art. 25 GG nach natürlich-völkerrechtlichem Vertrag  

Art. 1, 125, 127 im Vertrag 0.518.42 genfer Abkommen 

Art. 1, 142, 144  im Vertrag 0.518.51 genfer Abkommen 

 

Das Internationale Zentrum für Menschenrechte ist nach dem genfer Abkommen das völker-

rechtlich zuständige Amt für Menschenrecht und ist aus der Notwendigkeit des Recht natürlich 

entstanden. 

 

Nach umfangreicher Untersuchung stellen Wir in der Erkenntnis und im Gesamtergebnis 

dramatisch fest, daß die Quelle von allen Menschenrechtverletzungen die Universitäten und 

Hochschulen der Recht- und Geisteswissenschaften der jP. Länder sind. Die Gründe sind 

offensichtlich, da gegen die öffentliche Verfassungrechtordnung der nicht reduzierbaren 

Komplexität durch die Objektformel verstoßen wird. 

 

Nach der Präambel und dem Grundrecht ist das Menschenrecht unveräußerlich und unverletzlich 

sowie die Menschenwürde unantastbar, kann und darf rechtlich in der strengen Laizität somit im 

Bewußtsein Unserer Verantwortung im Schöpferbund der Schöpfung nicht körperlich erfaßt 

werden. Die Rechtspaltung der Laizität ist verletzt, denn Naturrecht ist eine Sonderlehre. Wir 

haben inzwischen an allen Hochschulen und Universitäten nachgefragt,  

 

¶ wie schwer 1 Qubikmeter Recht ist und  

¶ welche Farbe der Geist eines Menschen hat,  

 

auf die keine Antwort an Hochschulen und Universitäten möglich ist. 

 

Naturgesetz darf an Hochschulen und Universitäten wegen der experimentellen physisch-

körperlichen oder praktischen Datenerfassung gelehrt, aber Naturrecht nicht gelehrt werden, 

weil Naturrecht physikalisch-körperlich praktisch nicht meßbar erfaßt und somit nicht justiert 

oder reguliert werden kann oder darf. 

 

Universitäten und Hochschulen der Recht- und Geisteswissenschaften 

sind grundrechtverbotene Organisationen in der gebotenen Verfassungordnung. 

 

Der Mensch darf nicht zum Objekt eines Experimentes degradiert werden, sondern Bedarf der 

Aufklärung. Als Pygmalion-Effekt (nach der mythologischen Figur Pygmalion) wird bezeichnet, 

wenn das im Experiment vorweggenommene Justierungwunschdenken sich im späteren Verlauf 

gewaltsam bestätigen soll. Dieses wird dadurch ermöglicht, daß die Juristen für die Justierung 

ihrer Erwartungen in subtiler Weise auf die vorsätzlich irrtümlicherweise Person bezeichneten 

Menschen übermittelt und gewaltsam gegen den Menschen den Wunsch durchsetzt, um das 

Recht und die Freiheit des Menschen durch gewaltsames Biegen des Gutglaube zu brechen. 
 

Eine Justierung des Recht oder des Geistes eines Menschen ist in der Regel immer die Verletzung 

der Menschenwürde und des Menschenrecht.  
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Das Experiment an den Universitäten und Hochschulen der Recht- und Geisteswissenschaften wird 

in der Öffentlichkeit als riesiges Versuch- und Irrtumslabor an geistiglebendiGenen Menschen, an 

der Menschheit, -die Justierung, die Einstellung des Recht- und des Geistes eines Menschen-, 

verbotenerweise im künstlichen Mangel praktiziert. Aus dem künstlichen Recht- und Geistesmangel 

entsteht die Quelle des UN-Recht, weil sich der Mensch wegen Sein(es) natürlichen Recht der 

Freiheit, aus dem unnatürlichen UN-Recht natürlich befreien will und muß. Das ist Naturrecht! 

 

Der Pygmalioneffekt ist eine vorsätzlich wahnhaftwidrige Selbsttäuschung des Systems, weil der 

Staat ein uneingeschränktes Irrtumsrecht für Menschenrecht(s)verletzungen besitzt.  Dem Effekt 

nach, sollen sich Erwartungen, Einstellungen, Überzeugungen sowie Vorurteile des 

Versuchsleiters nach Art der "selbsterfüllenden Prophezeiung" auswirken, das heißt, die 

Leistungen der Versuchsperson entwickeln sich in erwarteter Form. Die selbsterfüllende 

Prophezeiung ist eine Vorhersage, die sich erfüllt, nur weil sie vorhergesagt beziehungsweise 

erwartet wurde. In Bezug mit der Realität existiert aber kein oder möglicherweise sehr geringer 

Zusammenhang, als der Erfolg in der Erwartung existiert, weil der Erfolg mit Gewalt 

durchgesetzt wird. Die Überlegung basiert auf dem Prinzip, daß die jP. Versuchsleiter selber auf 

die Umwelt Einfluß nehmen und versuchen, sie so in die Richtung gewaltsam zu verändern, die 

man erwartet. Demnach wird die Erwartung zu einer sich selbst erfüllenden Prophezeiung. 

 

Das Problem des 21. Jahrhunderts war nicht das Schreiben und Lesen -  der Analphabetismus, 

sondern der Illettrismus zum vorsätzlichen Nicht-Wissen-Wollen in den Behörden, das ein Ge-

Wissen aus Bequemlichkeit und Verantwortungslosigkeit unmöglich zuläßt, Wissen zu schaffen. 

 

In den Heiligen Büchern ist die Rechtpraxis von Schriftgelehrten und Pharisäern auf Grund 

absolut kategorischer Bestimmung der Grundformel im Naturrecht verboten:  

 

Bestimmung oder Grundform  

 (1. Mose 3, Genesis 1. Mose 2. 4b-9.15, 9,1-11)  

 

Normalform ist das letzte Element in der Genesiskette  

der nicht reduzierbaren Rechtrelation der ganzheitlichen und Heiligen Komplexität 

 

(1. Normalform = ganzheitlich gutgläubig - Menschsein ) 

Und GOTT der HERR nahm den Menschen und setzte Ihn in den Garten Eden,  

daß er ihn bebaute und bewahrte  

 

(2. Normalform = treu - Menschwerden ) 

Und Gott der HERR gebot dem Menschen und sprach:  

Du sollst essen von allerlei Bäumen im Garten  

 

(3. Normalform = gemein -  Menschschein Person) 

aber von dem Baum der Erkenntnis des Guten und des Bösen sollst du nicht essen;  

denn welchen Tages du davon ißt, wirst du des Todes sterben  
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Unter Berufung Meiner durch die 47 Mitgliedstaaten des Europarates durch Unterwerfung 

anerkannter Grundrechtberechtigung auch Meiner Person nach Art. 19 (3) Grundrecht, verfüge 

Ich nach Art. 18 Grundrecht, daß 

 

 Universitäten und Hochschulen der Recht- und Geisteswissenschaften 

 

¶ Grundrecht verbotene Organisationen sind und  

¶ in der gebotenen Verfassungordnung nach Art. 79 (3), 139 GG verboten bleiben, 

 

solange sie keine Grundrechterlaubnis haben, die im Rahmen des völkerrechtlichen Vollzug des 

Art. 142-149 genfer Ankommen IV im dispositivrechtlichen Vertrag 0.518.51 festgeschrieben 

ist.  

 

Für die Übergangsregelung binnen 6 Monate - 24.06.2016 bis zum 24.12.2016 gilt,  

 

daß alle Professoren an den Hochschulen und Universitäten 

 

eine Grundrechterlaubnis von Mir durch Mein Wissen besitzen und sich dem Gerichthof der 

Menschen unterwerfen müssen, damit die verfassunggemäße Grundordnung möglich ist, wie der 

Papst am 22.09.2011 im Bundestag offenkundig festgestellt hat und aus dieser Notwendigkeit 

der Gerichthof der Menschen für die Einhaltung des Natur- und Völkerrecht entstanden ist. 

 

Wir weisen auf die Feststellung ! 

 Bundesverfassungsgericht vom 03.11.2015 in 1 BvR 1766/2015  

 

Å  Die Grundrechtfähigkeit einer juristischen Person des öffentlichen Rechts ist vor diesem 

Hintergrund grundsätzlich dann zu verneinen, wenn diese öffentliche Aufgaben wahrnimmt. 

  

Å  Gleiches gilt f¿r juristische Personen des Privatrechts, die von der ºffentlichen Hand gehalten 

oder beherrscht werden. 

 

Juristische Personen im Geltungsbereich des Grundgesetzes haben im öffentlichen Recht der 

öffentlichen Ordnung keine Grundrechte, denn nach der 

 

Konfusions- und Durchscheinargumentation 

 

können sie nicht Grundrecht verpflichtet und gleichzeitig Grundrecht berechtigt sein. Jede 

juristische Person, die mit Personen innerhalb des Grundgesetzes freiwillig einen Vertrag 

eingeht, ist nicht Grundrecht fähig. Deswegen muß Sich jeder geistiglebendiGene Mensch von 

ihnen distanzieren und jede Form von Personifikation mit und von ihnen absolut und kategorisch 

wegen dem Limes im Terminus der Laizität im Transzendenzbezug der Präambel und des 

Grundrecht ablehnen.  

 

Aus diesem Grund ist die jP. Bundesrepublik in Art. 24 (3) GG nur obligatorisch tätig und ist an 

das natürliche Völkerrecht in Art. 1, 132, 142-149 genfer Abkommen IV. im außervertraglichen 

Schuldverhältnis in Art. 25 GG, Art. 6, 38-42 EGBGB vor Bundes- und Landesgesetzen 

gebunden. Sie sind an Unsere Rechtdurchsetzung gebunden. 

 

 

 



 

 

5 

Durch Vertrag StGBl. Nr. 139/1918 vom 19.12.1918 ist der Gerichthof der Menschen gemäß § 2 

BeurkG als Globalrechtbund  öffentlich-rechtlich zum Schutz des Menschen nach Art. 25, 140 

GG, Art. 73 UN-Charta, Art. 142-149 genfer Konvention zum Schutz vor der Zivilperson (am 1. 

Freitag nach der 21 völkerrechtlichen Tagesfrist vom 01.09.2013) am 27.09.2013 unmittelbar 

und rechtmäßig in Kraft getreten, nach dem durch die Veröffentlichung im Osservatore Romano 

der Erlaß Ămotu proprioñ des Vatikanum vom apostolischen Palast, am 11.07.2013 im ersten 

Jahr seines Pontifikats zum 01.09.2013 zum Schutz der Menschenwürde promulgiert  wurde. Die 

Funktionsimmunität von profanen Beamten im Völkerrecht ist für die Bestimmung des 

Gerichthof der Menschen natürlich aufgehoben worden. 

 

Durch StGBl. Nr. 139/1918 vom 19.12.1918 ist der Landesnotar nach dem Notargesetz der 

gesetzliche Vertreter des Landes unter der deutschen Verfassung vom 11.08.1919 nach Art. 6, 50 

EGBGB durch Vertrag von Saint-Germain vom 10. 09.1919 Deutsch-Österreich gemäß Art. 123 

GG. Die Urkunde des Gerichthof der Menschen ist original akkreditiert beglaubigt mit 

zusätzlichem internationalen Charakter nach dem haager Abkommen über die internationale 

Überbeglaubigung und wiener Übereinkommen des Recht des Vertrages in der  

 

 
Deutsche Nationalbibliothek  

Frankfurt  Signatur: 2014 B 2448 und  Leipzig  Signatur: 2013 B 38170 

 

zur öffentlichen Einsicht hinterlegt und eingelagert. Wir sind streng nach Art. 142 genfer 

Abkommen 0.518.51 als Vollzugamt des Völkerrecht mit Unseren Menschenrechtkommis-saren 

rechtlich zuständig und sind ein Rechtamt. Wir sind gebührend beglaubigt akkreditiert und mit 

internationalem Charakter ausgestattet. Die Diplomatik (Urkundenlehre, von altgriechisch 

diploma ĂGefaltetesñ, aus dipl·os Ădoppeltñ) ist eine grundlegende Disziplin der historischen 

Hilfwissenschaft der Anerkennung. Sie beschäftigt sich mit der Einteilung, den Merkmalen, der 

Ausstellung, der Überlieferung, der Echtheit und dem historischen Wert von Rechturkunden. 

 

Urkunden    Landesnotar Ralf Grosser, Tostedt, Urkunde 139/2013  ͑GdM 
Landgericht STADE, Apostille 9191 a 84  ͑9 /2013 

 
Der Gerichthof der Menschen ist bei der Deutschen Nationalbibliothek unter dem Regulierungsakt RG 

70 404 736 0DE und Signaturen  2014 B 2448 (F) und 2013 B 38170 (L) seit dem 29.11.2013 

aufgenommen.   

 

Die entsprechenden Vertragverletzungen finden sie im genfer Abkommen und im VStGB.  

 

In diesem Rechtzusammenhang dürfen und können Wir Recht in der öffentlichen Ordnung 

durch Art. 6, 38-42 EGBGB, gemäß Art. 15, 28 ROM-Statut II /  EU-Verordnung 11.07.2007 

Amtsblatt Nr. L 199 - 31.7.2007, S. 40 frei und formlos wählen. Zuständig ist für die 

Feststellung der Gerichthof der Menschen,  

 

denn eine Rechtnorm, also ein Vertrag oder Gesetz eines anderen Staates, ist nicht anzuwenden, 

wenn ihre Anwendung zu einem Ergebnis führt, das mit wesentlichen Grundsätzen des 

deutschen Rechts offensichtlich unvereinbar ist. Sie ist insbesondere nicht anzuwenden, wenn 

die Anwendung mit den Grundrechten unvereinbar ist. 
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Nach Art. 1-3, 146-149, 157 genfer Abkommen 0.518.51 sind sie vorrangig verpflichtet, daß 

jede Vertragspartei die notwendigen Maßnahmen ergreifen soll (Obligation im Sollen), um auch 

diejenigen Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen des vorliegenden Abkommens zu 

unterbinden, die nicht zu den im genfer Abkommen IV. umschriebenen schweren Verletzungen 

zählen.  

 

Unsere vorstaatliche Organisation des globalen Glaubenbekenntnisbund des Netzwerk 

Menschenrecht des IZMR und ZEB im Transzendenzbezug der Präambel ist für den Vollzug des 

Völkerrecht   in Art. 142 genfer Abkommen zuständig, also ein Vollzug-Amt  mit vorstaatlichen 

Berechtigungen und Befugnissen. Die öffentlichen Akkreditierungen der Globalgründung-

gesellschaften erfolgten diplomatisch nach § 415 ZPO mit absoluter Beweiskraft und mit 

internationalem Charakter durch die haager Apostille im Bereich der betroffenen Behörden für 

die jP. der Justiz und Verwaltung, die zudem international überbeglaubigt worden sind 

 

Regulierungsakt HK vom 05.10.1961, WüD vom 18/24.04.1961 

 

Beweisurkunden: 

 Landesnotar Johst Matthies, Tostedt, Urkunde 113/2009 IZMR 

Landgericht STADE, Apostille 9191 a 85 ï 15 /2014 

Landesnotar Johst Matthies, Tostedt, Urkunde 114/2009 ï ZEB 

Landgericht STADE, Apostille 9191 a 85 ï 16 /2014 

 

Beweis: Art. 73 UN-Charta, Art. 142 genfer Abkommen IV. - Vertrag 0.518.51 

 

die Globalgründungsgesellschaften zur ordnunggemäßen Verfassungordnung in der Verfassung, 

die zu allseitiger Erfüllung der durch das gemeinsame Bekenntnis gestellten Aufgaben nach 

BVerwGE 123, 49 (54), -Vergleich Definition im Urteil vom 15.06.1995 - BVerwG 3 C 31.93 - 

BVerwGE 99-, ausdrücklich bestimmt und nach § 112 BPersVG von der Personifikation 

unabhängig von der Rechtform befreit sind, egal wo und in welcher Rechtform sie begründet 

sind. Unseren originären Organisationen ist die beste Aufnahme in Unserem Heiligen Auftrag 

ohne Widerspruch auf das Äußerste fördernd zu gewähren und Unsere Heilige Tätigkeit nicht zu 

behindern. Die globale Nichtregierungorganisation der Menschen ist nach der Verfassung-

ordnung mit den notwendigen originären und originären überpositiven Rechten ausgestattet und  

 

untersteht keiner staatlichen Aufsicht und 

keiner staatlichen Gerichtbarkeit unter eigener Immunität, 

ordnet und verwaltet unter eigenem Recht und Gesetz, 

vergibt Ämter und Aufgaben selbstständig 

und darf Steuern erheben. 

und besteht aus folgenden Organisationen: 

dem Vorstand / Rat, 

dem Rat der Weisen, 

den aktiven und passiven Zugehörigen und Mitgliedern, 

der Rechtabteilung und dem Notariat für Menschenrechte, 

der Verwaltung, 

dem Hochkommissariat für Menschenrechte, 

der Akademie und Öffentlichkeitarbeit für Menschenrechte, 

dem Gerichthof für Menschenrechte, 

dem United Human-Rights-Forces als Exekutive, 

und Hilf - und Vollstreckungbeamte. 
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Artikel 39  

1. Nichtregierungorganisationen (NGO) zu gründen, zu registrieren und zu legalisieren, 

2. Übereinkommen mit Staaten und Völkerrechtsubjekten zu schließen, zu proklamieren 

 und vor Staat(s)gerichten aufzutreten, 

3. Menschenrechtverletzungen festzustellen, zu ahnden und als Rat Beschlüsse zu erstellen 

 und zu fassen, die eine Sanktionierung der Menschenrechtverletzer zulassen, 

4. als Schiedsgericht und politisch unabhängiges Judikativorgan Recht zu sprechen, 

5. Beamte zu ernennen, 

6. als Treuhänder aufzutreten, 

7. diplomatischen Status und Immunität zu verleihen, 

8. internationale und nationale Verträge, die universelle Rechtkraft besitzen, abzuschließen, 

9. bewegliches und unbewegliches Eigentum zu erwerben und darüber zu verfügen, 

 insbesondere das Recht in besetzten Gebieten Grund und Boden neu zuzuordnen 

 und den in Kriegsgebieten lebenden Menschen neu zu übereignen und 

10. auf Anruf einer Gesellschaft oder Gemeinschaft, die das Begehren eines eigenen Staates 

 im Sinne der universalen Menschenrechte vorträgt, zu beraten, zu unterstützen und 

 völkerrechtlich zu legitimieren. 

Artikel 40  

1. Das universelle Menschenrecht [UMR] genießt auf dem Gebiet der Zugehörigen 

 und/oder Mitglieder die Vorrechte und Immunitäten, die zur Verwirklichung seiner 

 Ziele erforderlich sind. 

2. Die Delegierten auf der Konferenz, die Mitglieder des Verwaltungrates sowie der 

 Gründungrat und die Beamten des originären und prärogativen Amt genießen ebenfalls 

 die Vorrechte und Immunitäten, deren Sie bedürfen, um in voller Unabhängigkeit Ihre 

 in Verbindung mit der Organisation stehenden Aufgaben in der natürlichen 

 Garantenpflicht erfüllen zu können. 

3.  Immunität der Vermögenwerte/Archive 

Die Vermögenwerte der Gründungorganisationen, unabhängig wo und in wessen Besitz sie sich befinden, 

genießen Immunität vor der Durchsuchung, Beschlagnahme, Einziehung, Enteignung und jeder anderen 

Form der Beeinträchtigung oder Wegnahme, sei es durch Regierung oder durch gesetzgebende 

Maßnahmen. Die Archive der Gründungorganisationen, gleich wo sie sich befinden, sind unverletzlich, 

unveräußerlich, nicht verhandelbar und nicht justiziabel. Dies gilt ebenso für elektronische Archive,   

Computerfestplatten oder sonstige im Rahmen elektronischer Datenverarbeitung erzeugten oder 

gespeicherten Daten. 

¶ Gebäude und Gebäudeteile und das anliegende Gelände, die, wer immer ihr Eigentümer 

 ist, und für die Zwecke des UMR benutzt werden, 

¶ und Archive und ganz allgemein alle Dokumente sowie Datenträger, die dem UMR 

 gehören oder sich in seinem Besitz befinden, 

 sind unverletzlich, unveräußerlich, nicht verhandelbar und nicht justiziabel. 

 

    4.   Immunität der Organisationen 

 Den Derivatorganisationen aus den Gründungorganisationen sowie entsprechend ernannte 

 Bedienstete sowie deren Familienangehörige wird neben der Immunität im dienstlichen Bereich 

 auch die Immunität im privaten Bereich für die Dauer ihres Amt volle diplomatische Immunität 

 zuerkannt. 

Auszug UMR-Verfassung 
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Aus diesen unbestrittenen und widerspruchfreien Tatsachen und Anerkennungen ergeben sich 

folgende originäre und prärogative Vorschriften nach der universellen Menschenrecht-

verfassung [UMRV] in Art. 39-41 UMR mit Inhaber- und Urheberrechten der umfangreichen 

Grundrechtberechtigung der globalen Glaubenbekenntnisgesellschaft und öffentlichen 

Grundrechtfähigkeit für alle Derivatorganisationen zum Schutz des Recht des Menschen. 

 

Alle Behörden versuchen in den öffentlichen, durch privat betriebenen Stellen die Menschen auf 

den schriftweg zu verweisen, dann nicht zu antworten, um in Folge von Beschwerden 

Hausverbot zu erteilen oder zu diskriminieren. Das rechtliche Gehör ist verletzt, da nur das 

gesprochene Wort gilt. Auf dem Schriftweg ist immer das rechtliche Gehör verletzt. Eine Person 

ist also immer eine charakterisierte Person, jedoch kein ganzheitlicher Mensch. 

 

Diese Verordnung muß für den Vollzug des Völkerrecht angewandt werden, damit das VStGB in 

Verbindung mit Art. 1-3, 47, 142-149, 157 genfer Abkommen VI - Vertrag 0.518.51 sowie 

Anlage zu § 8 Abs. 6 Nr. 1 VStGB seine Wirksamkeit entfalten kann, um die jP. Bundesrepublik 

aus der Obligation zu entlasten. 

 

Ein militärischer Befehlshaber, der es vorsätzlich oder fahrlässig unterlässt, einen Untergebenen, 

der seiner Befehlsgewalt oder seiner tatsächlichen Kontrolle untersteht, gehörig zu 

beaufsichtigen, wird wegen Verletzung der Aufsichtspflicht bestraft, wenn der Untergebene eine 

Tat nach diesem Gesetz begeht, deren Bevorstehen dem Befehlshaber erkennbar war und die er 

hätte verhindern können.  

 

Ein ziviler Vorgesetzter, der es vorsätzlich oder fahrlässig unterlässt, einen Untergebenen, der 

seiner Anordnungsgewalt oder seiner tatsächlichen Kontrolle untersteht, gehörig zu 

beaufsichtigen, wird wegen Verletzung der Aufsichtspflicht bestraft, wenn der Untergebene eine 

Tat nach diesem Gesetz begeht, deren Bevorstehen dem Vorgesetzten ohne weiteres erkennbar 

war und die er hätte verhindern können. 

 

Eine Vertragspartei kann weder sich selbst noch eine andere Vertragspartei von den 

Verantwortlichkeiten befreien, die ihr selbst oder einer anderen Vertragspartei auf Grund der im 

vorhergehenden Artikel erwähnten Verletzungen zufallen. 

 

Aus diesem Grund muß das genfer Abkommen im Recht des Vertrages gemäß pacta sunt 

servanda eingehalten und seine Umsetzung erzwungen werden, damit die Menschenrecht- 

verletzungen durch die Justiz und Verwaltung beendet werden. Da die jP. Bundesrepublik 

Deutschland nach Art. 24 (3) GG keine Rechte hat, ist sie als Verband juristischer Personen ohne 

Grundrechte und deshalb nicht 

 

grundbuch-, recht-, geschäft-, handlung-, delikt-, insolvenz-, vertrag- oder prozeßfähig, 

sondern nur schuldfähig, 

 

denn für juristische Personen des öffentlichen Recht(s) gelten die Grundrechte grundsätzlich 

nicht (BVerfGE 1 BvR 1677/2015). Demnach ist das Bundesverfassungsgericht als eine 

juristische Organisation selbst nicht Grundrecht berechtigt, denn sie wird demokratisch gewählt 

und wird demokratisch gegen das Recht jura singulorum  tätig. Demokratie ist nicht Grundrecht 

berechtigt. Das kann nicht funktionieren und das Produkt ist Menschenrechtverletzung. 

 

 Nichtwollen, Nichtkönnen, Nichtmüssen zum Nichtwissen 
im Gefahrenbereich der Beweislast nicht wirksam in den Behörden organisiert wird. 
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ordere public - öffentliche Ordnung: 
Rechtdurchsetzung für die öffentliche Ordnung in der Notwendigkeit des Recht zu Recht:  

20091122-IZMR-001-1-1 > [D-76131] -BVerfG-Art. 1-4, 7, 18, 19(3) Grundrecht 
 

Unter Berufung Meiner durch die 47 Mitgliedstaaten des Europarates durch Unterwerfung 

anerkannter Grundrechtberechtigung auch Meiner Person nach Art. 19 (3) Grundrecht, verfüge 

Ich nach Art. 18 Grundrecht, daß 

 

 Universitäten und Hochschulen der Recht- und Geisteswissenschaften 

 

¶ Grundrecht verbotene Organisationen sind und  

¶ in der gebotenen Verfassungordnung nach Art. 79 (3), 139 GG verboten bleiben, 

 

solange sie keine Grundrechterlaubnis haben, die im Rahmen des völkerrechtlichen Vollzug des 

Art. 142-149 genfer Ankommen IV im dispositivrechtlichen Vertrag 0.518.51 festgeschrieben 

ist. Für die Übergangsregelung binnen 180 Tagen gilt,  

 

daß alle Professoren an den Hochschulen und Universitäten 

 

eine Grundrechterlaubnis von Mir durch Mein Wissen besitzen und sich dem Gerichthof der 

Menschen unterwerfen müssen, damit die verfassunggemäße Grundordnung Inkraft tritt, wie der 

Papst am 22.09.2011 im Bundestag offenkundig festgestellt hat und aus dieser Notwendigkeit 

der Gerichthof der Menschen für die Einhaltung des Natur- und Völkerrecht entstanden ist. 

 

Ich bin als geistiglebendiGener Botschafter der Heiligen Botschaft nicht gekommen, um das 

Recht der Gebote zu ändern oder aufzuheben, sondern um es zu erfüllen. Die Juristen müssen 

alle als Rechtbeistände umgeschult und gebildet werden. Als geistiglebendiGener Mensch im 

Recht zu Recht, 

  

selbst in der angedichteten natürlichen und juristischen Person Grundrecht berechtigt 

durch Unterwerfung der 47 EU-Mitgliedsstaaten für 820 Millionen Menschen zu Meinem Recht 

im vorrangigen Völkerrecht gemäß Art. 25 Grundgesetz 

vor Bundes- und Landesgerichten für die Bundes- und Landesgesetze, 

 

verfüge Ich als höchste Autorität in der Notwendigkeit im Bewußtsein Meiner Verantwortung 

vor Gott und den Menschen die Übergangsregelung von 6 Monaten. Die Frist begint am 

24.06.2016 - 00:00 Uhr und endet am 24.12.2016 für die neue Zeit.  

 

Wer nach dieser Übergangsregelung diese Grundrechterlaubnis nicht besitzt, soll dann fristlos 

entlassen und für alle Schäden an Menschen und Menschheit haftbar gemacht werden.  
 

 

 

Botschaft zu Recht als Botschafter im Heiligen Recht der Garantenpflicht gerichtet 
Ich, 05.04.2016 mustafa-selim von Amasyaï ganzheitlich geistiglebediGener Mensch ï 

ganzheitlicher Rechtträger im Rat der Weisen- ein kategorisches Zeichen der Vernunft 

Recht-Wissen schaffender Prof. an der Akademie Natur- und Menschenrecht  

Grundrecht-Pflichtanerkennung 

¶ unzweifelhafte Unterwerfung der 47 jP. Mitgliedsstaaten des Europarates durch Erkennung 

¶  in öffentlicher Feststellung ECHR 75529/01 für 820 Mio. MenschenGrund der Aufhebung der  
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GdM - Regeln im Vorgang  

 

 

§ 1 

Durch Feststellungauftrag kann die Aufhebung eines Verwaltungsakts 

(Anfechtungfeststellungauftrag) sowie die Verpflichtung zum Erlaß eines abgelehnten oder 

unterlassenen Verwaltungsakts (Verpflichtungfeststellungauftrag) begehrt werden. 

 

 

§ 2 

Der Feststellungauftrag ist zulässig, wenn der Mensch durch Seine Richtung geltend macht, 

durch einen Verwaltungsakt oder  Ablehnung oder Unterlassung in Seinen natürlichen Rechten 

verletzt zu sein. 

 

§ 3 

Durch gerichteten Auftrag kann die Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines 

Rechtverhältnisses oder der Nichtigkeit eines Verwaltungsakts geprüft werden, wenn der 

Mensch ein rechtliches Interesse an Seinem Inhaberrecht, berechtigtes Interesse an Seinem 

Urheberrecht hat (Feststellungauftrag). 

 

§ 4 

Die Feststellung kann nicht begehrt und der Gerichthof bei Nichtvorlage von Gefahr im Verzug 

oder höherer Gewalt angerufen werden, wenn es nicht dem Willen des Menschen entspricht, 

wenn der Mensch unter Erkennung der Strafbarkeitsgeboten von  

 

¶ Völkermord und Mord an Menschen 

¶ Diebstahl, Raub und Vertragsbruch 

¶ Blasphemie und Götzenanbetung 

¶ Unzucht am Leben und Brutalität gegen Tiere 

 

freiwillig und öffentlich den Gerichthof der Menschen als einen Pflichtgerichtshof zur Wahrung 

des Rechtprinzips der Verwaltung ernsthaft erkennt und sich von affektiven und peinlichen 

Taten und von  

¶ der Personifikation durch Mein Glaube(n)bekenntnis im Schöpferbund zum MenschSein. 

¶ entsage Mich von der Person und Personifikation.  

¶ von den Verbänden der Jurisdiktion, die Mich und Mein Recht unmündig halten 

 

außerhalb der Garantenpflicht (von Notwehr, Notstand und Selbsthilfe und Rechtbankrott) 

entsagt. 
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GdM - Regeln im Vorgang 

 

 

§ 5 

Der Gerichthof der Menschen kann nicht angerufen werden, soweit innerhalb der 

Personifizierung  das Recht durch Gestaltungs- oder Leistungsklagen bei den profanen 

Privatgerichten verfolgt wird und  sich der Mensch dem Gerichthof der Menschen nicht 

freiwillig unterstellt hat.  Dies gilt auch, wenn die Feststellung der Nichtigkeit eines 

Verwaltungsakts begehrt wird. 

 

§ 6 

Mehrere Feststellungaufträge  können vom Menschen in einem Feststellungauftrag zusammen 

verfolgt werden, wenn sie sich gegen denselbe Personen und Verantwortliche richten und im 

Zusammenhang stehen. 

 

§ 7 

Rechtbehelfe gegen naturrechtliche Handlungen sind an keine Form der Norm zur 

Gefahrenabwehr und Prävention des Recht gebunden. Rechtbehelfe können nur durch 

Rechtträger der juristischen Person als rechtliche Vertretung eingelegt und begründet werden. 

Juristische Person und ihre gesetzlichen Vertretungen sind keine Rechtträger des Naturrecht. 

 

 

§8 

Der Gerichthof der Menschen stellt abschließend fest. Nichtigkeitsrüge ist nur bei Verletzung der 

Objektivität durch Restitution möglich und muß offenkundig oder glaubhaft nachgewiesen 

werden. 

 

§9 

Die Individualfeststellung ist so durchzuführen, um so weit wie möglich das Recht in der 

Garantenpflicht aufrechtzuerhalten. 

 

 

 

 

 

 

GdM, Inkrafttreten vom 27.09.2013 
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Verantwortlichkeit 

 

 

Å Verursacht eine Person eine Gefahr gegen einen Menschen oder gegen das Recht, 

Eigentum oder  Besitz des Menschen, so sind die Maßnahmen gegen sie zu richten. 

Å Ist f¿r die Person eine Betreuerin oder ein Betreuer bestellt, so können die Maßnahmen im 

Rahmen ihres oder seines Aufgabenkreises auch gegen die Betreuerin oder den Betreuer 

gerichtet werden. 

Å Verursacht eine Person, die zu einer Verrichtung bestellt ist, die Gefahr in Ausf¿hrung der 

Verrichtung, so können Maßnahmen auch gegen denjenigen gerichtet werden, der die andere 

Person zu der Verrichtung bestellt hat. 

Å Geht von einem Tier, einer Sache, einer nat¿rlichen oder juristischen Person eine Gefahr 

aus, so sind die Maßnahmen gegen diejenige Person zu richten, die die tatsächliche Gewalt 

innehat. Die für Sachen geltenden Vorschriften dieses Gesetzes sind auf Tiere und Fiktionen 

entsprechend anzuwenden. 

Å MaÇnahmen kºnnen auch gegen eine Person gerichtet werden, die Eigent¿merin oder 

Eigentümer oder sonst an der Sache berechtigt ist. Dies gilt nicht, wenn die tatsächliche 

Gewalt ohne den Willen des Menschen ausgeübt wird. 

Å Geht die Gefahr von einer herrenlosen Sache oder Fiktion aus, so kºnnen die MaÇnahmen 

gegen diejenige Person gerichtet werden, die das Eigentum an der Sache aufgegeben hat. 

Juristische Personen sind Fiktionen. 

Å Der Gerichtshof der Menschen kann MaÇnahmen gegen andere Personen als 

Verantwortlichen richten, 

Å wenn eine gegenwªrtige erhebliche Gefahr abzuwehren ist, 

Å MaÇnahmen gegen die  Verantwortlichen nicht oder nicht rechtzeitig möglich sind 

oder keinen Erfolg versprechen, 

Å der Gerichtshof die Gefahr nicht oder nicht rechtzeitig selbst oder durch Beauftragte 

abwehren kann und die natürlichen und juristischen Personen ohne erhebliche eigene 

Gefährdung und ohne Verletzung höherwertiger Pflichten in Anspruch genommen 

werden können. 

Å Die MaÇnahmen m¿ssen aufrechterhalten werden, solange die Abwehr der Gefahr nicht auf 

andere Weise möglich ist. 

 

 
 

 

 

 

GdM 

 

für das Verhalten von natürlichen und juristischen Personen 

gegenüber geistig-lebendiGenen Menschen 
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Immunität von profanen Beamten: 

 

Notwendigkeit der Notwehr, Notstand und Selbsthilfe 
(Bundestag Pet 4-16-07-4500-045045 -  Präambel, Art. 1-4, 19, 25, 79, 100, 139-140 GG) 

 
zur Abwendung drohender oder gegenwärtiger Gefahr für das Recht des Menschen 

 

zum Zwecke der Selbsthilfe ist nicht widerrechtlich, wenn ein Mensch eine Sache wegnimmt, zerstört 

oder beschädigt oder der Mensch zum Zwecke der Selbsthilfe einen Verpflichteten, welcher der Flucht 

verdächtig ist, festnimmt oder den Widerstand des Verpflichteten gegen eine Handlung, die dieser zu 

dulden verpflichtet ist, beseitigt,  wenn obrigkeitliche Hilfe (Rechtstaatgerichte) nicht rechtzeitig zu 

erlangen ist und ohne sofortiges Eingreifen die Gefahr besteht, daß die Verwirklichung des Anspruchs 

vereitelt oder wesentlich erschwert werden 

 
Rede des Papstes im Bundestag vor den Vertretern der profanen Legislative vom 22.09.2011: 
 

 "... ĂNimm das Recht weg ï was ist dann ein Staat noch anderes als eine große 

Rªuberbandeñ, .... Wir Deutsche wissen es aus eigener Erfahrung, daÇ diese Worte nicht ein 

leeres Schreckgespenst sind. Wir haben erlebt, daß Macht von Recht getrennt wurde, daß Macht 

gegen Recht stand, das Recht zertreten hat und daß der Staat zum Instrument der 

Rechtzerstörung wurde ï zu einer sehr gut organisierten Räuberbande, die die ganze Welt 

bedrohen und an den Rand des Abgrunds treiben konnte. Dem Recht zu dienen und der 

Herrschaft des Unrecht zu wehren ist und bleibt die grundlegende Aufgabe ......  

Aber daß in den Grundfragen des Recht, in denen es um die Würde des Menschen und der 

Menschheit geht, das Mehrheitsprinzip nicht ausreicht, ist offenkundig. 

 Von dieser Überzeugung her haben die Widerstandskämpfer gegen das Naziregime und 

gegen andere totalitäre Regime gehandelt und so dem Recht und der Menschheit als ganzer einen 

Dienst erwiesen. Für diese Menschen war es unbestreitbar evident, daß geltendes Recht in 

Wirklichkeit Unrecht war. 

  ..Wo die alleinige Herrschaft der positivistischen Vernunft gilt, ï und  das ist in unserem 

öffentlichen Bewußtsein weithin der Fall ï, da sind die klassischen Erkenntnisquellen für Ethos 

und Recht außer Kraft gesetzt. Dies ist eine dramatische Situation, die alle angeht und über die 

eine öffentliche Diskussion notwendig ist, zu der dringend einzuladen eine wesentliche Absicht 

dieser Rede ist. Wo die positivistische Vernunft sich allein als die genügende Kultur ansieht und 

alle anderen kulturellen Realitäten in den Status der Subkultur verbannt, da verkleinert sie den 

Menschen, ja sie bedroht seine Menschlichkeit....".  

 

Ingerenz [lat. ingerere = sich in etwas (hier: eine fremde Sphäre) einmischen] ist ein Verhalten, 

durch das eine Gefahr geschaffen wird und das zur Abwendung gerade dieser Gefahr 

verpflichtet. Wenn Menschen durch Tarnung und Täuschung zu Personen rechtlos degradiert 

werden, wo die alleinige Herrschaft der positivistischen Vernunft gilt, ï und das ist in unserem 

öffentlichen Bewußtsein weithin der Fall ï, da sind die klassischen Erkenntnisquellen für Ethos 

und Recht außer Kraft gesetzt. Die Ingerenz ist die Begründung für das Bestehen einer 

Garantenpflicht. Unter Talion, alternativ ius talionis oder Talionsprinzip, ist das Recht 

anzuwenden, nach der zwischen dem Schaden, der einem Opfer zugefügt wurde, und dem 

Schaden, der dem Täter zugefügt werden soll, ein Gleichgewicht angestrebt wird. Der nicht nur 

biblische Ausdruck ĂAuge f¿r Augeñ ist davon ein Spezialfall, in dem dieses Gleichgewicht nach 

einer Körperverletzung durch Zufügen eines gleichartigen Schadens hergestellt werden soll, 

denn sonst kann keine Metaphysik der reinen Vernunft der Einsicht erfolgen. 
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